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Mit freundlichen Grüßen

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Abzugsverbot der Gewerbesteuer als Betriebsausgabe gilt nur für den 
tatsächlichen Schuldner der Steuer. Hingegen kann der Veräußerer eines 
Mitunternehmeranteils, der sich vertraglich zur Übernahme der Gewerbesteuer 
verpflichtet, diese als Veräußerungskosten abziehen.

Die für die Erbschaftsteuer vorzunehmende Wertermittlung eines Grundstücks 
kann zwar mit einem Sachverständigengutachten erfolgen. Wird das Grund-
stück jedoch zeitnah verkauft, sind die Werte des Sachverständigengutachtens 
nicht stets vorrangig.

Vereinbart ein Arbeitgeber mit einem Arbeitnehmer unbezahlten Sonderurlaub, 
entsteht beim Arbeitnehmer während dieser Zeit kein Anspruch auf Erholungs-
urlaub.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.
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Termine Steuern / Sozialversicherung Juli /August 2019

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.07.2019 1 12.08.2019 2

Umsatzsteuer 10.07.2019 3 12.08.2019 4

Ende der Schonfrist Überweisung 5

obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck 6

15.07.2019 15.08.2019 9

05.07.2019 09.08.2019

Gewerbesteuer Entfällt 15.08.2019 8

Grundsteuer Entfällt 15.08.2019 8

Ende der Schonfrist Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck 6

Entfällt 19.08.2019

Entfällt  12.08.2019 10

Sozialversicherung 7 29.07.2019 28.08.2019

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer

Stipendiumsleistungen mindern 
nur teilweise die abziehbaren Aus-
bildungskosten
Aufwendungen für die erstmalige Be-
rufsausbildung oder für ein Erststu-
dium sind, sofern kein Ausbildungs-
dienstverhältnis vorliegt, bis zu 6.000 € 
je Kalenderjahr als Ausbildungskosten 
(Sonderausgaben) abzugsfähig.
 Dagegen sind Aufwendungen für 
Aufbau- und Zweitstudiengänge in vol-
ler Höhe als Werbungskosten zu be-
rücksichtigen. Wirken sich die Auf-
wendungen im Jahr der Verausgabung, 
z. B. wegen fehlender Einnahmen, 
nicht aus, sind sie vortragsfähig. Die 
steuermindernde Auswirkung ergibt 
sich dann in den Folgejahren.

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

2 Für den abgelaufenen Monat.
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den 

vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlän-
gerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den 
vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlänge-
rung für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen 
müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben wer-
den. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung 
bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst
drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt 
gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten 
Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfi ehlt sich das Lastschriftverfahren. 
Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugs-
stelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.07.2019/26.08.2019, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. 
Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt.

8 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 
ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die Steuer 
am 16.08.2019 fällig.

9 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 
ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, endet die 
Schonfrist am 16.08.2019.

10 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 
ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, endet die 
Schonfrist am 13.08.2019.



Das Finanzgericht Köln hatte darüber 
zu entscheiden, ob und wie Stipendi-
umszahlungen zu berücksichtigen sind. 
Im Urteilsfall erhielt ein Student für 
seine Zweitausbildung ein Aufstiegssti-
pendium in Höhe von 750 € monatlich. 
Das Finanzamt zog diese bezogenen 
Leistungen in voller Höhe von den vom 
Studenten erklärten vorweggenom-
men Werbungskosten (Studienkosten) 
ab.
 Das Gericht kürzte nur die für die 
Bildungsaufwendungen erhaltenen an-
teiligen Leistungen. Gelder aus dem 
Stipendium, die dazu bestimmt sind, 
den allgemeinen Lebensunterhalt des 
Stipendiaten zu bestreiten, mindern 
demnach nicht die Werbungskosten 
für die Zweitausbildung.
 Die nicht auf die Werbungskos-
ten anzurechnenden Beträge (im ent-
schiedenen Fall 70 % der monatlichen 
750 €) ermittelte das Gericht anhand 
der allgemeinen Lebenshaltungskos-
ten eines Studenten.

Unterhaltsrente für ein im eigenen 
Haushalt lebendes Kind
Getrennt lebende Eltern streiten sich 
häufi g darüber, wem von beiden das 
Kindergeld zusteht. Lebt das Kind bei 
einem Elternteil, ist die Haushaltsauf-
nahme des Kinds der Anknüpfungs-
punkt. Lebt das Kind im eigenen Haus-
halt, ist entscheidend, wer die höhere 
Unterhaltsrente zahlt.
 Im Urteilsfall lebte der Sohn am 
Studienort in einer eigenen Wohnung. 
Der Vater zahlte dem Sohn monatlich 
590 €. Die Mutter zahlte monatlich 
490 €. Darüber hinaus zahlte sie den 
Semesterbeitrag, die Bahncard, Heim-
fahrt Tickets, Zahnarztkosten sowie 
besondere Ausbildungskosten, zusam-
men 1.502 €. Die Familienkasse ver-
sagte der Mutter das Kindergeld, weil 
der Sohn nicht in ihrem Haushalt leb-
te und der Vater den überwiegenden 
Barunterhalt leistete. Zu Recht, meinte 
der Bundesfi nanzhof.
 Kindergeld wird nur an einen Kin-
dergeldberechtigten gezahlt. Gewäh-
ren beide Elternteile eine Unterhalts-
rente, erhält das Kindergeld derjenige, 
der die höchste Unterhaltsrente zahlt. 

Der Begriff der Unterhaltsrente orien-
tiert sich am Begriff der Geldrente. So 
ist der Unterhalt monatlich im Voraus 
zu zahlen. Gewährte Sachleistungen 
wirken sich nicht aus. Da der Vater in 
allen Monaten regelmäßig 100 € mehr 
gezahlt hat als die Mutter, ist er vorran-
gig berechtigt.

Berücksichtigung von Verlusten 
aus einer Übungsleitertätigkeit
Ein Übungsleiter erzielte aus seiner 
Tätigkeit im Streitjahr Einnahmen von 
108,00 €. Die Aufwendungen, die mit 
seiner Tätigkeit im Zusammenhang 
standen, betrugen 608,60 €. Er mach-
te in seiner Einkommensteuererklärung 
Verluste aus selbstständiger Arbeit von 
500,60 € geltend.
 Der Bundesfi nanzhof lässt den Ver-
lust grundsätzlich zum Abzug zu. Vo-
raussetzung ist allerdings, dass es sich 
bei der Übungsleitertätigkeit nicht 
etwa um Liebhaberei handelt. Der 
Übungsleiter muss vielmehr seine Tätig-
keit mit der Absicht, Gewinne zu erzie-
len, ausüben.

Verfahrensrecht

Ausländische Buchführungspfl ich-
ten können deutsche steuerliche 
Buchführungspfl icht begründen
Wer nach anderen Gesetzen als den 
deutschen Steuergesetzen buchfüh-
rungspfl ichtig ist, muss diese Pfl icht 
auch für die deutsche Besteuerung er-
füllen. Das gilt selbst dann, wenn sich 
die Buchführungspfl icht nach auslän-
dischem Recht ergibt.

 Eine Aktiengesellschaft (AG) war 
nach liechtensteinischem Recht buch-
führungspfl ichtig. Sie besaß im Inland 
eine vermietete Immobilie und war 
insoweit in Deutschland beschränkt 
körperschaftsteuerpflichtig. Das Fi-
nanzamt erließ gegen die AG einen 
Bescheid über den Beginn der Buch-
führungspflicht für den Gewerbebe-
trieb „Vermietung und Verwaltung von 
Grundbesitz“.
 Der Bundesfinanzhof entschied, 
dass dieser Bescheid rechtmäßig war. 
Er schloss sich damit der (nicht unum-
strittenen) Rechtsauffassung an, dass 
auch ausländische Rechtsnormen zur 
Buchführung im inländischen Besteue-
rungsverfahren verpfl ichten können.

Unternehmer/Unternehmen

Keine 5%-ige Versteuerung eines 
Übertragungsgewinns aus Auf-
wärtsverschmelzung im Organ-
schaftsfall
Wird eine Kapitalgesellschaft auf eine 
andere Kapitalgesellschaft verschmol-
zen, bleibt bei der übernehmenden 
Gesellschaft ein Gewinn oder Verlust 
in Höhe des Unterschieds zwischen 
dem Buchwert der Anteile an der 
übertragenden Gesellschaft und dem 
Wert, mit dem die übergegangenen 
Wirtschaftsgüter zu übernehmen sind, 
abzüglich der Kosten des Vermögens-
übergangs außer Ansatz. Allerdings 
gelten 5 % des Gewinns als nichtab-
zugsfähige Betriebsausgaben, sodass 
im Ergebnis nur 95 % steuerfrei blei-
ben.
 Der Bundesfi nanzhof hat entgegen
der Auffassung der Finanzverwaltung
entschieden, dass die 5%-ige Ver-
steuerung in Organschaftsfällen nicht 
zum Tragen kommt, wenn eine Kapital-
gesellschaft auf ihre Muttergesellschaft
verschmolzen wird (Aufwärtsverschmel-
zung), die ihrerseits Organgesellschaft 
einer körperschaftsteuerlichen Organ-
schaft mit einer Kapitalgesellschaft als 
Organträgerin ist. Eine Versteuerung 
fi ndet weder auf Ebene der Mutterge-
sellschaft noch auf Ebene der Organ-
trägerin statt. Die sog. Bruttomethode 



kommt nicht zur Anwendung, da der 
Übertragungsgewinn nicht im Einkom-
men der Organgesellschaft enthalten ist.

Vertraglich übernommene 
Gewerbesteuer als Veräuße-
rungskosten
Ein Kommanditist veräußerte sei-
nen Geschäftsanteil an einer GmbH 
& Co. KG. Er vereinbarte mit dem 
Käufer, dass beide die dabei auf-
grund einer vorangegangenen 
Verschmelzung anfallende Gewer-
besteuer jeweils zur Hälfte tragen 
sollten. Im Rahmen der Feststel-
lungserklärung erklärte die GmbH 
& Co. KG aus dem Verkauf einen 
Veräußerungsgewinn. Bei dessen 
Ermittlung minderte sie den Veräu-
ßerungserlös auch um die vom ver-
kaufenden Kommanditisten über-
nommene Gewerbesteuer als Ver-
äußerungskosten.
 Veräußerungskosten sind Be-
triebsausgaben, die durch die 
Veräußerung veranlasst sind. Das 
Verbot, Gewerbesteuer als Betriebs-
ausgaben abzuziehen, gilt nur für 
den Schuldner der Gewerbesteu-
er. Es gilt nicht für denjenigen, der 
sich vertraglich zur Übernahme der 
Gewerbesteuer verpfl ichtet hat. So-
fern die Übernahme der Gewerbe-
steuer nicht gesellschaftsrechtlich 
oder privat, sondern betrieblich ver-
anlasst ist, kann die übernommene 
Gewerbesteuer beim verkaufenden 
Kommanditisten als Veräußerungs-
kosten abzugsfähig sein.
 (Quelle: Urteil des Bundesfi -
nanzhofs)

Die Legitimationswirkung der 
Gesellschafterliste greift auch bei 
eingezogenen Geschäftsanteilen
Der Bundesgerichtshof hat seine An-
sicht zur Legitimation einer Gesellschaf-
terliste bekräftigt. Die Gesellschafterliste
entfaltet eine Legitimationswirkung zu-
gunsten der dort eingetragenen Personen.
 In einer GmbH waren die Ge-
schäftsanteile eines Gesellschafters aus 
wichtigem Grund eingezogen worden. 

Vor der Aufnahme der aktualisierten 
Gesellschafterliste im Handelsregister 
fand eine Gesellschafterversammlung 
statt. An dieser nahm auch der Gesell-
schafter teil, dessen Anteile eingezo-
gen worden waren.
 Der Bundesgerichtshof stellte klar, 
dass die im Handelsregister aufgenom-
mene Gesellschafterliste selbst dann 
gilt, wenn die Geschäftsanteile zwi-
schenzeitlich an eine andere Person 
übertragen worden oder aufgrund 
eines Einziehungsbeschlusses unterge-
gangen sind. Eine in der Gesellschaf-
terliste eingetragene Person kann trotz 
Verkaufs oder Verlusts der Anteile wei-
terhin alle Gesellschafterrechte geltend 
machen, insbesondere bei Gesellschaf-
terversammlungen abstimmen. Durch 
das Abstellen auf die rein formelle Le-
gitimationswirkung kann im Sinne der 
Rechtssicherheit eine unter Umständen 
aufwändige Prüfung der tatsächlichen 
Verhältnisse unterbleiben.

Gewinnausschüttungsanspruch 
aus GmbH-Beteiligung kann bei 
hinreichender Sicherheit auch ohne 
Gewinnverwendungsbeschluss zu 
aktivieren sein
Hat ein Bilanzierender GmbH-Anteile
im Betriebsvermögen, so sind Ge-
winnausschüttungsansprüche hieraus 
erst zu aktivieren, wenn ein Gewinn-
verwendungsbeschluss der GmbH 
vorliegt. Allerdings kann auch ein erst 
künftig entstehender Anspruch zu ak-
tivieren sein, wenn er wirtschaftlich in 
der Vergangenheit verursacht und am 
Bilanzstichtag hinreichend sicher ist.
 In einem vom Bundesfinanzhof 
entschiedenen Fall hatte der Unterneh-
mer A seine GmbH-Anteile verkauft, 
sich aber die Gewinnausschüttung für 
die Zeit seiner Beteiligung vorbehalten. 
Diesen Anspruch hatte er mehrfach ab-
gesichert. So hatte die GmbH ihm über 
den auszuschüttenden Gewinn bereits 
ein unkündbares Darlehn ausgezahlt, 
das nur mit dem späteren Gewinnaus-
schüttungsanspruch verrechnet wer-
den konnte. Außerdem hatte sich der
neue Anteilseigner zur Gewinnaus-
schüttung verpfl ichtet und diesen An-
spruch an A abgetreten. Durch diese 

Maßnahmen war der Gewinnaus-
schüttungsanspruch beim Verkauf so 
sicher, dass er das Betriebsvermögen 
erhöhte und A ihn schon zu diesem 
Zeitpunkt zu versteuern hatte.

Hinweis
Gewinnausschüttungen einer GmbH 
an Einzelunternehmer und Perso-
nengesellschaften sind nach dem 
Teileinkünfteverfahren nur zu 60 % 
steuerpfl ichtig.

Umsatzsteuer

Anforderungen an den Nachweis 
für innergemeinschaftliche Liefe-
rungen
Der Unternehmer muss bei umsatz-
steuerfreien innergemeinschaftlichen 
Lieferungen mit Belegen nachweisen, 
dass er oder der Abnehmer den Lie-
fergegenstand in das übrige Gemein-
schaftsgebiet befördert oder versendet 
hat. Die Belegnachweispflicht kann 
nach einem Beschluss des Bundesfi -
nanzhofs nicht durch Zeugenbeweis 
ersetzt werden.
 Belegnachweise sind in Versen-
dungsfällen insbesondere der Frachtbrief, 
die Bescheinigung des beauftragten 
Spediteurs oder die Versandbestätigung 
des Lieferers. Auch der CMR-Frachtbrief 
wird als Belegnachweis anerkannt.

Erstattung zu Unrecht abgeführter 
Umsatzsteuer an Bauträger
Nachdem der Bundesfi nanzhof im Jahr 
2013 entschieden hat, dass Bauträger 
für von ihnen bezogene Leistungen 
von Bauunternehmern regelmäßig 
nicht die Umsatzsteuer schulden, for-
dern die Bauträger die zu Unrecht von 
ihnen an die Finanzämter abgeführte 
Umsatzsteuer zurück. Die Finanzver-
waltung will die Umsatzsteuer jedoch 
nur dann an die Bauträger erstatten, 
wenn diese die Umsatzsteuer nachträg-
lich an die Bauunternehmer tatsächlich 
gezahlt haben oder das Finanzamt den 
Erstattungsanspruch mit einem abge-
tretenen Nachforderungsanspruch des 
Bauunternehmers aufrechnen kann.
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ters eine besondere Härte bedeute. 
Dabei ließ das Gericht offen, ob die 
behaupteten gesundheitlichen Beein-
trächtigungen tatsächlich bestehen. 
Ab welchem Alter diese Grundsätze 
anzuwenden sind, ließ das Gericht al-
lerdings offen.

Erben

Sachverständigengutachten für 
Grundbesitzbewertung nicht stets 
vorrangig
Die Erbin eines freistehenden Einfami-
lienhauses veräußerte das Objekt zeit-
nah nach dem Erbfall für 460.000 €. 
Mit der Erklärung zur Feststellung des 
Bedarfswerts legte sie ein Gutachten 
vor, wonach eine Gutachterin einen 
Verkehrswert von 220.000 € ermittelt 
hatte. Das zuständige Finanzamt stell-
te eigene Ermittlungen an und setzte 
den Wert mit 320.000 € bei der Erb-
schaftsteuerfestsetzung an.

 Die Erbin legte unter Hinweis auf 
das vorgelegte Gutachten Einspruch 
ein. In seiner Einspruchsentscheidung 
erhöhte das Finanzamt den Grundbe-
sitzwert auf den tatsächlich erzielten 
Veräußerungspreis von 460.000 €. Zu 
Recht, wie das Niedersächsische-Fi-
nanzgericht bestätigte. Der Wertansatz 
sei nicht zu beanstanden. Der bei einer 
Veräußerung an einen fremden Dritten 
erzielte Kaufpreis für ein Wirtschafts-
gut liefert vorliegend den sichersten 
Anhaltspunkt für den gemeinen Wert 
bzw. den Verkehrswert.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Unbezahlter Sonderurlaub und 
gesetzlicher Urlaubsanspruch
Setzen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ihre Hauptleistungspfl ichten durch die 
Vereinbarung unbezahlten Sonder-
urlaubs vorübergehend aus, entsteht 
beim Arbeitnehmer für diese Zeit kein 
Anspruch auf Erholungsurlaub. So ent-
schied das Bundesarbeitsgericht im Fall 
einer Arbeitnehmerin, die den gesetz-
lichen Mindesturlaub von 20 Tagen für 
ein Kalenderjahr von ihrem Arbeitge-
ber verlangte, in dem sie wegen unbe-
zahlten Sonderurlaubs keine Arbeits-
leistung erbracht hatte.
 Mit dieser Entscheidung änderte 
das Bundesarbeitsgericht seine bishe-
rige Rechtsprechung, nach der es für 
die Entstehung des Urlaubsanspruchs 
nicht auf die geleistete Arbeit, sondern 
nur auf das Bestehen des Arbeitsver-
hältnisses ankam.

 Der Bundesfi nanzhof hat diesem 
Ansinnen der Verwaltung klar wider-
sprochen. Der Bauträger hat einen 
uneingeschränkten Anspruch auf Er-
stattung der zu Unrecht abgeführten 
Umsatzsteuer. Dieser ist nicht von den 
seitens der Verwaltung aufgestellten 
Voraussetzungen abhängig.
 Außerdem hat der Bundesfi nanzhof 
entschieden, dass der Bauunternehmer 
gegen den Bauträger einen Anspruch 
auf nachträgliche Zahlung der Umsatz-
steuer hat, wenn beide Vertragspartei-
en bei einem vor Erlass des BFH Urteils 
vom 22. August 2013 abgeschlosse-
nen und durchgeführten Bauvertrags 
übereinstimmend von einer Steuer-
schuldnerschaft des Bauträgers ausge-
gangen sind und der Bauträger die auf 
die Leistungen des Bauunternehmers 
entfallende Umsatzsteuer zunächst an 
das Finanzamt abgeführt hat und spä-
ter die Erstattung der Steuer verlangt.

Mieter/Vermieter

Ältere Mieter dürfen nicht 
gekündigt werden
Alter schützt vor Kündigung. Das hat 
das Landgericht Berlin entschieden. 
Geklagt hatten zwei Senioren, die we-
gen Eigenbedarfs ihre Wohnung ver-
lassen sollten.
 Hintergrund der Entscheidung war 
ein Streit über die Räumung und Her-
ausgabe einer Wohnung, die von den 
87- und 84-jährigen Mietern seit vielen 
Jahren angemietet war. Der Vermie-
ter hatte die Kündigung des Mietver-
hältnisses wegen Eigenbedarfs erklärt. 
Die Mieter hatten der Kündigung des 
Mietverhältnisses unter Hinweis auf 
ihr hohes Alter, ihren beeinträchtigten 
Gesundheitszustand, die langjährige 
Verwurzelung am Ort der Mietsache 
sowie die für die Beschaffung von Er-
satzwohnraum zu beschränkten fi nan-
ziellen Mitteln widersprochen.
 Das Gericht hat den Mietern einen 
Anspruch auf eine zeitlich unbestimm-
te Fortsetzung des Mietverhältnisses 
zugebilligt. Diese hätten sich zu Recht 
darauf berufen, dass der Verlust der 
Wohnung aufgrund des hohen Al-


